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Kommunikationsrechtliche und
wettbewerbspolitische
Vorbedingungen

Wie in alien Industrielandern war der
Wirtschaftsbereich der Massenmedien
in den vergangenen dreiBig Jahren
von starkem Wachstum und erhebli-
cher Prosperitat gekenzeichnet. Rech-
net man Zeitungs- und Zeitschriften-
verlage sowie die Rundfunkanstalten
zusammen, so wurde in diesem Be-
reich von 230.000 Arbeitnehmern ein
Gesamtumsatz von mehr als 25 Milliar-
den DM bei insgesamt etwa 300 Zei¬
tungs- und 1.300 Zeitschriftenverla-
gen, neun ARD-Lander-Rundfunkan-
stalten, zwei Bundes-Rundfunkanstal-
ten (Deutsche Welle und Deutschland¬
funk) sowie dem Zweiten Deutschen
Fernsehen (ZDF) erwirtschaftet. Dies
ist - verglichen mit einem Bruttosozial-
produkt, das bereits seit langem die
1.000 Milliardengrenze hinter sich ge-
lassen hat - ein kleinere Wirtschafts¬
bereich, der dennoch in den öffentli-
cher Diskussionen eine erheblich grö-
Bere Rolle gespielt hat als verschiede-
ne andere Wirtschaftszweige und in
dem besonders seit den Ankündigun-
gen der neuen Informations- und Kom-
munikationstechniken erhebliche me-
dien- und kulturpolitische Kontrover-
sen entstanden sind.
Nur vordergründig geht es bei diesen
Auseinandersetzungen urn die Beteili-
gung privatwirtschaftlicher Anbieter
von Hörfunk- und Fernsehprogram-
men, was jetzt über Kabel- und Satelli-
tenfernsehen möglich erscheint. Lang-
fristig zeichnen sich wesentliche Ver-
anderungen in einem Kulturbereich
ab, der bisher von einem zwar um-
kampften, aber doch bestehenden
Gleichgewicht gekennzeichnet war, in
dem der Rundfunkbereich - nicht zu-
letzt aufgrund leidvoller Erfahrungen
mit dem MiBbrauch eines Staatsrund-

funks im Dritten Reich - in einer öffent-
lich-rechtlichen Konstruktion gesell-
schaftlicher Verantwortung und Kon-
trolle unterstellt und das Wirtschafts-
prinzip des freien Wettbewerbs nur im
Print-Medien-Bereich zugelassen wor¬
den war. Konsequent war hierbei das
Bundesverfassungsgericht geblieben,
das in drei Urteilen (zuletzt 1981) den
öffentlich-rechtlichen Charakter des
Rundfunks bestatigte, kommerziellen
Rundfunk aber nur wegen der Fre-
quenz-Beschrankungen sowie wegen
der hohen Kosten der Errichting eines
Senders ausschloB, da ein angemes-
senes Zu-Wort-Kommen auch weniger
gewichtiger Meinungen und gesell-
schaftlicher Gruppen anders nicht zu
gewahrleisten war. Es hat niemals
- wie dies hin und wieder interpretiert
worden ist - privaten Rundfunk aus-
geschlossen, sondern zum Ausdruck
gebracht, daB die Voraussetzungen
nicht gegeben sind (dies allerdings in
schwindendem MaBe, und somit sei
bei Erfüllung bestimmter, allerdings
eher restriktiver Bedingungen kom-
merzieller Hörfunk und kommerzielles
Fernsehen durchaus nicht unmöglich).
Inkonsequent waren aber in der Ver-
gangenheit schon die Regierungen
der Bundeslander, die eine wachsen-
de Teil-Kommerzialisierung des Rund¬
funks zugelassen haften, denn heute
besteht ein Fünftel der Einnahmen der
ARD-Anstalten, die das erste und die
dritten Programme machen, schon
aus Werbeeinnahmen; beim ZDF, dem
bundesweit ausgestrahlten zweiten
Fernsehprogramm, macht dieser An-
teil im Vergleich zu den Einnahmen
aus den Teilnehmergebühren sogar
schon mehr als 40 Prozent aus. AuBer-
dem werden in wachsendem MaBe
Fernsehsendungen und Filme durch
Auftrage an kommerzielle Produktions-
gesellschaften hergestellt.
Es ist also wahrscheinlich nicht unbe-
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rechtigt, festzustellen, daB trotz vielfa-
cher Bekenntnisse zum öffentlich-
rechtlichen Rundfunk von Seiten der
Politiker und der gesellschaftlich rele-
vanten Gruppierungen keine konstruk-
tive Politik gemacht worden ist, die die
Weiterentwicklung der Technik und
die sich formierenden Interessen be-
rücksichtigt hatte und in einem Pla-
nungsentwurf für ein Kommunikations-
system der Zukunft einbezogen hatte.
Anstatt kompromiBlos auf der Aufrecht-
erhaltung des ’’Dualismus” zwischen
privatwirtschaftlicher Presse und öf-
fentlich-rechtlichem Rundfunk zu be-
stehen, der praktisch schon gar nicht
mehr bestand, und schlimme Folgen
auszumahlen, deren Beweis man
schuldig bleiben muBte (ebenso wie
die Gegenseite das Nicht-Eintreten
dieser Folgen beweisen konnte), hatte
man die Vorbereitungen für eine ge¬
plante und kontrollierte Einführung der
neuen Informations- und Kommunikati-
onstechniken vorantreiben sollen.
Auch die Kommunikationswissen-
schaft hat hier das Versaumnis began-
gen, nicht verhindert zu haben, von
der einen wie von der anderen Seite
für das Bild des Medien-Wunsch-
traums oder das des Medien-Alp-
traums eingespannt zu werden.

Zur Entwicklung der Massenmedien
in der Vergangenheit

lm Zeitraum der vergangenen dreiBig
Jahre ist als neue Medientechnik das
Fernsehen hinzugekommen, das sich
rasch ausbreitete und heute in man-
cher Hinsicht zum dominierenden Me¬
dium geworden ist, für das die meiste
Zeit und (unter Einbeziehung der Aus-
gaben für Empfangsgerate) auch das
meiste Geld aufgewandt wird. Dieses
Medium brachte durch die Tatsache,
daB nunmehr "bewegte Bilder” zu
Hause empfangen werden konnten,
für den Nutzer tatsachlich eine neue
Qualitat in den Massenkommunikati-
ons-ProzeB, wie sie von den heute dis-
kutierten neuen Kommunikationstech-
niken nicht erreicht werden kann. Es
hat durch das "neue Medium” Fernse¬

hen keine Verdrangung eines anderen
Massenmediums gegeben; dagegen
gab es ein sich erganzendes Aufein-
ander-Einstellen mit einer weitgehen-
den Funktionsteilung.
Heute is weitgehend die Vollversor-
gung mit Massenmedien erreicht (vgl.
Tabelle 1). Praktisch jeder Haushalt
verfügt über Radio (mehrere Gerate),
Fernsehen (zum groBen Teil schon
zwei Gerate), eine Zeitung und mehre¬
re Zeitschritten. Vier Fünftel aller Haus-
halte haben Telefon, und fast vier Fünf¬
tel haben ein Farbfernsehgerat; für
beide ist die Vollversorgung Mitte der
80er Jahre zu erwarten. Der Hörfunk-
nutzer kann unter einer Vielzahl von
Programmen, und der Fernsehzu-
schauer zumindest unter drei Pro¬
grammen (etwa ein Drittel durch
Grenzlage auch unter mehr als drei)
mit einer taglichen Sendezeit von
durchschnittlich zwischen 6 und 10
Stunden auswahlen. In Berlin kommen
zum beispiel zwei DDR-Programme
sowie je nach Lage und Ausstattung
mit Empfangsgeraten ein bis drei
Fernsehprogramme der Allierten
hinzu.
Das Wachstum des Medienbereichs
fand vor dem Hintergrund allgemeinen
ökonomischen Wachstums statt, was
allerdings mit nicht unerheblichem
Strukturwandel verbunden war (Pres-
sekonzentrationstendenzen, Speziali-
sierung, Zielgruppenansprache etc.).
Es is fraglich, ob die günstigen Aus-
gangsbedingungen, wie sie sich im
Wachstum der Werbung und den
wachsenden Zeit- und Geldbudgets
der privaten Haushalte sowie deren
Bereitschaft bzw. Fahigkeit, dies für
die Massenmedien aufzuwenden, zei-
gen, auch in Zukunft noch gegeben
sein werden.

Die EinfluBfaktoren der zukünftigen
Medienentwicklung

Auf der Angebotsseite wird aus Tabel¬
le 1 deutlich, daB praktisch jeder
Haushalt in der Bundesrepublik über
alle wesentlichen Medien verfügt bzw.
verfügen kann. Dies ist ein Faktor, der
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Tabelle 1: Entwicklung der Medienversorgung der Bevölkerung der Bundesrepublik

Anzahl pro HH bzw.
Anzahl (in Mio.) HH-Sattigung (%)

1960 1970 1980 1960 1970 1980

Bevölkerung
(15 Jahre u.m.)
Privathaushalte

44,0
19,2

46,6
22,0

46,9
24,8

Tageszeitungen
(verk. Auflage) 15,4 17,3 20,4 0,8 0,8 0,8

Publikumszeitschriften
(verk. Auflage) 39,1 60,4 84,6 2,0 2,7 3,4

Radiogerate
(Anmeldungen ’)
für Erstgerate, 15,9 19,4 23,3 83% 88% 94%

Fernsehgerate
(Anmeldungen 1)) 3,4 15,9 21,2 18% 72% 86%

Videorecorder — — 0,5 2) — — 2% 2)

Farbfernsehgerate — 1,5 17,6 3) — 7% 71%3)

Telefonanschlüsse 4) 3,5 8,8 18,6 18% 40% 75%

Quellen: IVW-Auflagenlisten, ZAW-Veröffentlichungen, Amtliche Statistik, "Daten zur Information und Kom-
munikation" des Bundesministers des Inneren, Bonn 1982, sowie eigene Berechnungen.

1) Der tatsachliche Wert liegt über diesen Werten, da die Zahl der Anmeldungen nicht identisch ist mit der
Zahl der Anschlüsse. Es ist praktisch heute die Vollversorgung erreicht.

2) 1981 wurde die Millionengrenze überschritten; heute haben laut Auskunft des Deutschen Video Instituts
rund 10% der Haushalte einen Videorekorder (in Berlin sind es bereits erheblich mehr).

3) Geschatzte Zahlen.
4) Ohne Geschaftshauptanschlüsse; Anfang 1983 liegt die Haushaltssattigung schon bei über 80%, in Berlin

sogar über 90%.

bei der Einführung der neuen Informa¬
tions- und Kommunikationstechniken
zu berücksichtigen ist, wenn er natür-
lich auch noch nichts über Qualitat
und inhaltliche Vielfalt des Angebots
aussagt. Bei der Nachtrage nach den
Produkten oder Diensten der traditio-
nelien Massenmedien (auch diese
Vergangenheitstendenz kann man als
einen EinfluBfaktor für die zukünftige
Entwicklung ansehen) zeigen sich
ebenfalls Sattigungstendenzen, die
sich bisher weniger auf die Geldaus-
gabe-Bereitschaft als vielmehr auf die
Nutzungszeit erstrecken (vgl. Tabelle
2). Die Zeit, die der einzelne Burger

mit der Zeitung und beim Fernsehen
zubringt, ist in den Haushalten mit
Fernsehgerat mit etwas mehr als einer
halben Stunde bzw. mehr oder weni¬
ger zwei Stunden (beim Fernsehen)
zwischen 1964 und 1980 etwa kon-
stannt geblieben. Nur durch die starke
Ausbreitung des Fernsehens in dieser
Zeit ist die durchschnittliche Gesamt-
Nutzungszeit des Fernsehens noch
angestiegen. Anders dagegen der
Hörfunk, dessen Nutzung sich sowohl
insgesamt als auch in Haushalten mit
Fernsehen im gleichen Zeitraum stark
ausgedehnt hat.

273



Tabelle 2: Die tagliche Mediennutzung (in Standen: Minuten pro Werktag)

Personen in Fernseh-
Gesamtbevölkerung haushalten

Quelle: Massenkommunikation 1964 bis 1980, in: Media Perspektiven Nr. 4/1981, S. 266.

1964 1970 1974 1980 1964 1970 1974 1980

Fernsehen 1:10 1:53 2:05 2:05 1:58 2:10 2:11 2:08
Hörfunk 1 29 1:13 1:35 2:15 1:11 1:11 1:52 2:14
Tageszeitung 35 :35 38 :38 :34 :35 :38 :38

Drei Medien
zusammen 3:08 3:34 4:26 4 46 3:39 3:50 4:31 4:49

Allerdings ware es sicherlich verfehlt,
hieraus zu schlieBen, daB die Grenzen
in der Fernsehnutzungszeit erreicht
sind. Von den USA und Japan bei-
spielsweise ist bekannt, daB das Fern-
sehen dort im tagliche Durchschnitt
mehr als doppelt so lang genutzt wird
wie bei uns, und die wahrscheinlich
kommenden Arbeitszeitverkürzungen
werden auch ein Potential für solche
Mehrnutzung darstellen. Es ist davon
auszugehen, daB die verfügbare Zeit
kaum einen limitierenden Faktor bei
der Einführung der neuen Kommunika-
tionstechniken sein wird. Eher wird es
schon der Faktor ’’Geld” sein, und hier
sind die ökonomischen Prognosen der
Forschungsinstitute über die Zukunft-
sentwicklung der Wirtschaft eher
skeptisch. Was den Massenmedien-
bereich betrifft, hat die Prognos AG
Basel beispielsweise voraus-
geschatzt, daB das Geldbudget der
privaten Haushalte in Zukunft nur für
die Finanzierung eines kleinen Teils
(20 Prozent) des Angebots an neuen
Informations- und Kommunikations-
techniken ausreichen wird.
Wahrend die Werbeausgaben in den
Jahren von 1975 bis 1980 überpropor-
tionale Wachstumsraten aufwiesen, ist
auch hier seit 1981 Stagnation, bzw.
unter Berücksichtigung der Preisstei-
gerungen sogar Rückgang festzustel-
len. Langfristige Vergleiche zwischen
der Entwicklung des Bruttosozialpro-
dukts bzw. des privaten Verbrauchs
einerseits und den Bruttowerbe-aus-

gaben andererseits haben beispiels¬
weise in den USA ergeben, daB die
Werbeausgaben über einen Zeitraum
von 40 Jahren hinweg einen konstan-
ten Anteil von etwa 3 Prozent am ge-
samten privaten Verbrauch ausge-
macht haben. Ein solcher Vergleich ist
für die Bundesrepublik angesichts des
hier mangelhaften Zahlenmaterials
und der Unterschiedlichen und im Zeit-
ablauf mehrfach gewechselten Erhe-
bungsmethoden nicht durchgeführt
worden, aber es liegt angesichts der
verschiedensten ökonomischen Paral-
lelen zwischen diesen beiden Landern
nahe, davon auszugehen, daB sich die
Entwicklung in den Bundesrepublik
ahnlich vollzogen hat. Bei einer be-
standigen langfristige Konstanz kann
aber vorausgesetzt werden, daB sich
diese auch in Zukunft fortsetzen wird,
so daB insgesamt eher mit Umvertei-
lung anstatt mit Wachstum der Wer¬
beausgaben durch Hinzukommen
neuer Werbetrager zu rechnen ist.
ZusammengefaBt bedeutet dies, daB
eine in Zukunft wachsende Zahl von
Anbietern bzw. Angeboten im Mas-
senmedienbereich bei feststellbaren
Sattigungstendenzen vor allem auf der
Nachfrageseite urn relativ knapper
werdende Geldbudgets sowohl der
Privathaushalte wie auch der wer-
bungtreibenden Wirtschaft kampten
muB. Hieraus darf eine Verscharfung
des Wettbewerbs im Medienbereich
angenommen werden.
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Entwicklungstendenzen der
Informations- und
Kommunikationstechniken

Bei den neuen Informations- und Kom¬
munikationstechniken handelt es sich
in der Bundesrepublik wie in allen an¬
deren Landern urn Verteil-Techniken,
urn Informationsabrufsysteme und urn
wirkliche "Kommunikations-Techni-
ken”: die Dialogsysteme.
Rechnet man die Videorecorder und
Bildplattenspieler zu den neuen Ver¬
teil-Techniken (streng genommen sind
sie entweder nur Zusatzgerate, die
den Teilnehmer vom Programmsche-
ma der Rundfunkanstalten unabhan-
gig machen Oder im Verbund mit einer
Videokamera eine zusatzliche Produk-
tionstechnik), so laBt sich feststellen,
daB diese sich bereits - ahnlich wie in
den USA, Japan und GroBbrittannien-
erhebliche Marktanteile erobert ha-
ben. In knapp jedem zehnten Haushalt
mit Fernsehgerat in der Bundesrepu¬
blik steht heute schon ein Videorecor¬
der, wahrend sich über den Markter-
folg der konkurrierenden Bildplatten¬
spieler noch keine Aussage machen
laBt, da sie erst 1982 eingeführt wur-
den. Die Prognose der Prognos AG
Basel, daB im Jahre 1990 mehr als die
Halftealler Haushalteüber einen video¬
recorder und mehr als 20 Prozent
über einen Bildplattenspieler verfügen
werden, wird von dem bisherigen Ent-
wicklungs-"boom” jedenfalls bestatigt.
Ein ARD-Rundfunkintendant bei-
spielsweise wird mit der AuBerung zi-
tiert: "Bei der heutigen Videorecorder-
Verbreitung haben wir langst ein kom-
merzielles Fernsehen in der Bundesre¬
publik'’.
Die neuen Fernseh-Verteil-Techniken
Kabelfernsehen und Satelliten-Fernse-
hen gibt es bisher in der Bundesrepu¬
blik noch nicht. Zwar sind mehr als 40
Prozent der Haushalte an eine Ge-
meinschaftsantenne angeschlossen,
aber nur etwa 1-2 Prozent aller Haus¬
halte haben einen AnschluB an ein In-
sel-Kabelverteil-Netz, das von der
Deutschen Bundespost bisher nur in
Gebieten mit schlechter Empfangsla-

ge verlegt worden ist und in das über-
dies nur die am Ort auch drahtlos
empfangbaren Programma einge-
speist werden dürfen. Allerdings wird
sich dies andern, nun die neue
CDU/FDP-Koalition nach der Wahl am
6. Marz im Ambt bleibt, denn der neue
Post-minister hat bereits angekündigt,
mit der groBflachigen Verkabelung der
Bundesrepublik (wie es sie in Europa
in Belgien, den Niederlanden und Ir-
land beispielsweise schon gibt) nicht
auf die Anwendungsreife der Glasfa-
sertechnik warten zu wollen, sondern
noch 1983 in Kupfer-Koaxialkabel-
Technik zu beginnen. Dies hat eine
heftige medienpolitische Kontroverse
mit der SPD ausgelöst, die hierin eine
Doppelinvestition sieht, da spater das
veraltete Material und die entspre-
chende Technik durch die Glasfaser-
Technologie ersetzt werden müssen;
auBerdem könne mit Kupfer-Koaxial-
kabeln nur eine Vermehrung der Ver-
teilprogramme erreicht werden, die
wirkliche neue Kommunikationsquali-
tat entstehe aber erst in einem Breit-
band-Kommunikationssystem auf
Glasfaser-Basis.
Unabhangig von dieser Diskussion
laufen die in mehreren Bundeslandern
betriebenen Vorbereitungen für vier Pi-
lotprojekte, in denen allerdings Kabel¬
fernsehen nicht allein für neue Verteil-
programme, sondern auch mit Rück-
kanal, also als Kabel-Kommunikations-
system, erprobt werden soil. Seitdem
die Regierungskommission für den
Ausbau des technischen Kommunika-
tionssystems (KtK) die Empfehlung für
Pilotprojekt ausgesprochen hatte, mit
denen der Bedarf nach und die Aus-
wirkungen von Kabelfernsehen getes-
tet werden sollten, sind sieben Jahre
vergangen. lm Verlauf dieser Entwick-
lung können zwei Daten hervorgeho-
ben werden: Am 11. Mai 1978 hatten
sich die (für Rundfunkfragen zustandi-
gen) Ministerprasidenten der Bundes-
lander auf die gemeinsame Durchfüh-
rung von Pilotprojekten geeinigt, und
am 14. November 1980 kam in dem-
selben Kreis eine Einigung über die
gemeinsame Finanzierung der vier ge-.
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planten Projekte in Dortmund, Lud¬
wigshafen, München und Berlin in Hö-
he von 140 Millionen DM durch einen
Innovationsbeitrag im Rahmen der
Rundfunkgebühren von monatlich DM
0,20 zustande. AuBerdem wurde der
BeschluB gefaBt, die sozialwissen-
schaftlichen Begleituntersuchungen
für die Pilotprojekte mit 10 Millionen
DM zu finanzieren, was jedoch bei vier
Projekten nicht weit reichen dürfte,
wenn man bedenkt, daB bereits für die
Vorarbeiten zur Begleitforschung in
Berlin und in Baden-Württemberg Be¬
trage von 1 Million DM und mehr auf-
zubringen waren. Die Projekte werden
voraussichtlich ein Mehrfaches dieser
Summe kosten, da beispielsweise der
gesamte Bereich der Programmpro-
duktion nicht einbezogen ist, für den
die jeweiligen Programmproduzenten
aufkommen sollen. Rundfunkanstalten
müssen dies aus dem laufenden Etat,
private Anbieter können teilweise Wer-
bespots bringen.
Nachdem es eine ganze Weile so
schien, als würden die Pilotprojekte
überhaupt nicht stattfinden, ist seit die-
sem MinisterprasidentenbeschluB eini-
ges in Bewegung gekommen: In
Rheinland-Pfalz wurde ein Landesge-
setz über einen Versuch mit Breit-
band-Kabel verabschiedet, in Mün¬
chen wurde ein "Grundvertrag” abge-
schlossen, in Dortmund wurde ein Ge-
setzesentwurf vorgelegt, in Berlin wird
an einem Entwurf gearbeitet. Die Pla-
nungen wurden von Kommissionen in
allen vier Stadten vorangetrieben, in
Ludwigshafen gibt es bereits eine Tra-
gergesellschaft mit entsprechenden
Gremien und Organen sowie einen
Bau für das Kabelfernseh-Studio, für
den kürzlich Richttest gefeiert wurde.
Mit Ausnahme von Berlin, wo nach ei¬
nem Frühstart zunachst einmal zurück-
gesteckt worden war, sollen die Pro¬
jekte samtlich spatestens 1984 begin¬
nen, und gegenwartig sieht alles da-
nach aus, daB es dazu auch kommt.
Kritisiert worden sind vor allem drei
Punkte an diesen Projekten: Zum ei¬
nen handelt es sich um GroBprojekten
mit jeweils 10.000 Teilnehmern - zu

groB, als daB man sie damit noch als
Versuche bezeichnen könnte. Alle ver-
gleichbaren Projekte in den USA, in
Japan und im europaischen Ausland
sind meist mit wenigen Hundert Teil¬
nehmern ausgekommen und haben
Bruchteile der für die vier Pilotprojekte
anzusetzenden Summen gekostet.
Zweitens sind alle Projekte in GroB-
stadten bzw. Ballungsgebieten ange-
siedelt, wo ein gröBeres und vielfalti-
geres Angebot für Freizeit, Unterhal-
tung und Kommunikation exisitert als
im landlichen Raum. Nur in Ludwigs¬
hafen werden einzelne Landgemein-
den in die Verkabelung einbezogen.
Drittens und vielleicht am wichtigsten
sollen bei drei dieser vier Projekte (mit
Ausnahme von Dortmund im sozialde-
mokratisch regierten Nordrhein-West¬
falen) kommerzielle Anbieter eigenve-
rantwortlich unter einem öffentlich-
rechtlichen Dach Fernsehprogramme
anbieten können. SchlieBlich wird an-
gemerkt, daB die Projekte viel zu spat
kommen, um noch Entscheidungen
beeinflussen zu können, denn mit Er-
gebnissen wird frühestens ab 1986 zu
rechnen sein.
Ebenfalls nicht vor 1985/1986 ist mit
einem deutschen Satelliten als Teil des
deutsch-französischen Gemeinschaft-
sprojekts zu rechnen. Als offizieller
(bisher aber schon mehrmals verscho-
bener) Starttermin gilt der April 1985.
Wenige Monate spater soil dann -
ebenfalls mit der europaischen Rakete
Ariane - der französische Partner-Sa-
tellit folgen.
Das Ziel der Entwicklung und Erpro-
bung besteht vor allem darin, Erfah-
rungen darüber zu sammeln, ob die
künftige Rundfunkversorgung in der
Bundesrepublik Deutschland über¬
haupt über Satelliten erfolgen soil, und
ob dazu ein Rundfunk-Satellit (mit Di-
rekt-Empfang) oder ein Fernmeldesa-
tellit, dessen Programme dann in Ka-
belnetze eingespeist werden müBten,
sinnvoller ist. Es sollen aber auch Er-
fahrungen gemacht werden, die ”Vor-
aussetzung für die Wahrnehmung von
Exportchancen" für die Industrie dar¬
stellen, da insbesondere groBflachige
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Entwicklungslander aus Kostengrün-
den am Kauf von Rundfunksatelliten
interessiert sein werden. Die Kosten
für Bau, Start und Betrieb sind zwar
hoch und ein Satellit hat nur eine Le-
bensdauer von 7 bis 10 Jahren, die
Errichtung erdgebundener Sendernet-
ze ist jedoch erheblich teurer.
In der sogenannten "praoperationel-
len” Phase von zwei Jahren wird sich
der Empfangerkreis erst allmahlich
herausbilden. Die Bundespost hat zu-
nachst die Errichtung von etwa 100
Antennen verschiedener GröBe bei In-
stitutionen aus Wissenschaft, Indus¬
trie, Rundfunk und Verwaltung vorge-
sehen. Über die Teilnahme von priva¬
ten Empfangern wird in dem Bericht
der "Arbeitsgruppe Satellitenrund-
funk”, der dem BeschluB der Minister-
prasidenten zugrundelag, nur gesagt,
daB die Bundespost "für die Teilnah¬
me privater Interessenten ein einfa-
ches Verfahren für die Genehmigung
von Empfangsantennen in Aussicht
gestellt” habe.
ARD und ZDF haben ihre Vorstellun-
gen von der zukünftigen Nutzung
ebenfalls prazisiert. Man will auf der
Grundlage des geitenden Rechts
neue Formen der Kooperationen der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten mit Dritten, beispielsweise aus
dem Bereich der Printmedien oder des
Films, erproben, wobei diese ihre Bei-
trage selbstandig gestalten können,
die Sendung aber im Rahmen der öf¬
fentlich-rechtlichen Verantwortung
liegt. Bei der ARD denkt man an Sen-
dezeiten zwischen 18 und 20, beim
ZDF eher zwischen 19.30 und 21.45
Uhr. ARD und ZDF wollen jeweils die
rundfunkrechtliche Verantwortung für
einen Satellitenkanal übernehmen. Er-
probt werden sollen u.a. auch "Regio-
nen-programme” über Satellit. ARD
und ZDF schatzen ihre jahrlichen Pro-
grammkosten bei 2 1/4 Stunden tagli-
cher Sendedauer auf 130 bis 140 Milli-
onen DM.
Die Gesamtkosten für Bau und Start
des Satelliten belaufen sich auf 280
Millionen DM.
Neben dieser ’’offiziellen" Satellitenta-

tigkeit gibt es Absichtserklarungen
des Bundesverbandes Deutscher Zei-
tungsverleger, sich mit Fernsehpro-
grammen am geplanten Luxemburgi-
schen Rundfunksatelliten, der groBe
Teile Westdeutschlands mit abdecken
wird, zu beteiligen. Auch dieser Satellit
ist jedoch kaum vor 1986 zu erwarten,
und überdies erscheint das Finanzie-
rungskonzept nicht gesichert.
lm Bereich der Informationsabrufsys-
teme lauft ein Feldversuch mit Video¬
text, einem von den Rundfunkanstal-
ten zusammen mit dem Fernsehsignal
in dessen "Austastlücke” übertrage-
ner Textinformationsdienst, der mit ei¬
nem speziell dafür anzuschaffenden
Decoder empfangen werden kann (in¬
ternational hat sich hierfür der Name
Teletext eingebürgert). Eine zentrale
Videotext-Redaktion beim Sender
Freies Berlin macht ein "Programm”,
das auf etwa 150 Text-Tafeln von in-
zwischen bundesweit 130.000 Emp¬
fangern abrufbar ist. Schwerpunkte
des inhaltlichen Angebots sind neben
Nachrichten, Wetter, Sport, Kultur-Ver-
anstaltungskalender die Informationen
zum Programm von Hörfunk und Fern-
sehen. Die Zeitungsverleger hatten
dieses neue Medium wegen seiner Er-
scheinungsform in Schrift auf dem
Bildschirm als Pressemedium für sich
beansprugt, wahrend die Rundfunkan-
stalten auf den Übertragungsweg hin-
gewiesen und es daher als Rundfunk
bezeichnet hatten. Der daraus resul-
tierendeKompromiBbestand danndar-
in, daB mehrere groBe Zeitungen auf
15 Text-Tafeln eine Vorschau auf wich¬
tige Beitrage ihrer Ausgabe des fol-
genden Tages gestalten dürfen. Unter
solch restriktiven Bedingungen hatten
jedoch die Zeitungsverleger zunachst
das Interesse an diesem neuen Medi¬
um verloren, und die medienpolitische
Kontroverse wurde neutralisiert. Ka¬
bel- und Satellitenfernsehen erschei-
nen auch als wesentlich lukrativeres
Geschaft für zukünftige verlegerische
Aktivitaten.
Die Begleitforschungsergebnisse ha¬
ben bisher eine durchaus positive Ak-
zeptanz des Videotextes durch die
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Nutzer gezeigt. Am meisten abgerufen
werden Nachrichten (vor allem die je-
weils letzte Meldung) und Informatio-
nen zum Programm der Rundfunkan-
stalten, gefolgt von Sport-, Wetter- und
Verbraucherintormationen. Der 1983
ins dritte Jahr gegangene Versuch ist
kürzlich um ein weiteres Jahr verlan-
gert worden, was auch ein Zeichen
dafür sein kann, daB man noch nicht
so recht weiB, was mit bzw. aus die-
sem Medium werden soil.
Der einzige Bereich, in dem bisher in
gröBerem Umfang empirische sozial-
wissenschaftliche Begleitforschungs-
arbeiten durchgeführt worden sind, ist
der Bildschirmtext (Videotext). Unter
Übernahme des britischen Viewdata-
Systems laufen seit 1980 in Düsseldorf
und Berlin zwei Feldversuche mit Bild¬
schirmtext, die 1983 zu Ende gehen.
Beide Versuche werden mit jeweils
3.000 Teilnehmern durchgeführt, die
ausführlich im Hinblick auf ihre Akzep-
tanz sowie eventuelle Auswirkungen
auf Freizeitverhalten, Medienkonsum
oder anderes befragt und beobachtet
worden sind.
Zieht man ein Fazit der ebenfalls ge-
genwartig abgeschlossenen Untersu-
chungen, soweit sie bisher bekannt
geworden sind, dann ist die Akzep-
tanz durchaus als positiv zu bezeich-
nen. Allerdings differiert dies stark und
wird in erheblichem MaBe von den
Kosten bestimmt. Geschaftliche Nut¬
zer beispielsweise zeigen sich gene-
rell wesentlich mehr angetan als die
privaten Nutzer, bei denen nach dem
zunachst groBen Interesse an der
technischen Neuerung sich dieses
doch relativ schnell abnutzt. Die Aus¬
wirkungen von Bildschirmtext sollen
zwar nicht unterschatzt, dürfen sicher-
lich aber auch nicht überschatzt wer¬
den. Allgemein werden als die Haupt-
probleme der Datenschutz und die
langfristigen und nur im Verbund mit
anderen Informationstechniken zu se-
henden weiter gehenden Rationalisie-
rungsmaBnahmen, die in Arbeitsplatz-
abbau münden werden, betrachtet.

Zur Rolle der Sozialwissenschaften
bei der Evaluation der neuen Medien

Sozialwissenschaftler sind ebenso an
der Begleitung und Auswertung der
Bildschirmtext-Feldversuche beteiligt
wie an der Erforschung der Akzeptanz
von Videotext, und auch bei den Pilot-
projekten zum Kabelfernsehen wird es
Begleitforschungsarbeiten geben.
Auch eine Kommission des Deutschen
Bundestags hat sich mit den Fragen
der Auswirkungen neuer Medien be-
faBt, und auch in deren Arbeit sind in
erheblichem Umfang wissenschaftli-
cher Sachverstand und Auswertungen
empirischer Forschungsarbeiten ein-
geflossen. Dennoch muB man konsta-
tieren, daB die wesenlichen Beschlüs-
se über die Einführung neuer Informa¬
tions- und Kommunikationstechniken
getallen sind, ohne daB Ergebnisse
der Begleitforschung vorlagen. So hat-
te noch die SPD/FDP-Regierung 1981
beschlossen, den Bildschirmtext (zu¬
nachst nur als Medium der Individual-
kommunikation) einzuführen, obwohl
die Versuche damals gerade erst ein
Jahr gelaufen waren.
lm gleichen Jahr war dann ferner die
Entscheidung gefallt worden, ein inte-
griertes Breitband-Kommunikations-
netz auf der Basis der optischen Nach-
richtenübertragung über Glasfaser-
kabel aufzubauen. Diese Entschei¬
dung für ein integriertes Netz als vor-
laufige Endstufe der Kommunikations-
systeme, auf dem dann samtliche
Dienste von den einfachen Fernmelde-
diensten wie Telefon, Telex, Telefax
und Teletext, zahlreiche Hörfunk- und
Fernsehprogramme, die gesamte Da-
tenkommunikation bis hin zum Bildte-
lefon übertragen werden, hat ja auch
praktisch die Forderung nach "Rück-
holbarkeit” der Pilotprojekte, also nach
einer Einstellung der Versuche, falls
sich erweisen sollte, daB entweder die
Kosten oder der Schaden gröBer sein
würden als der Nutzen obsolet ge-
macht. Solche Entscheidungen wor¬
den damit begründert, daB für die be-
teiligten Wirtschaftszweigen Planungs-
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sicherheit geschaffen werden müsse,
und die Sozialwissenschaft muBte ak-
zeptieren, daB sie bei der Frage des
”ob" einer Einführung neuer Kommuni-
kationstechniken keine ausschlagge-
bende Rolle spielen konnte. Teilweise
hat sie sich dies auch selbst zuzu-
schreiben, denn sie hat bisher den
Nachweis, wirkliche Entscheidungshil-
fen liefern zu können, nu sehr partiell
erbracht, teilweise lag dies aber si-
cherlich auch an fehlenden Arbeits-
möglichkeiten oder nicht gegebenen
Finanzmitteln. Umso wichtiger, den

Anspruch aufrechtzuerhalten (aber
auch zu erfüllen), daB der vermeintli-
che Zwang zu schnellen Entscheidun-
gen nicht dazu führen dart, daB die be-
reits entstandene Kluft zwischen Tech-
nik und Sozialwissenschaft nicht noch
gröBer werden darf. Letztlich gibt es
bei allen Schwachen dersozialwissen-
schaftlichen Methoden und den Gren¬
zen ihrer Aussage- und Interpretati-
onsfahigkeit kein anderes Mittel, Ent-
scheidungshilfen für eine planerisch
gestaltete Kommunikations-Zukunft zu
liefern.
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